
 
 
 
 
 
Hamburg, 16. Januar 2014 
 
Vertragsabschluss zwischen Senat und 
Vattenfall bringt Volksentscheid voran  
 
Prüfung der Vertragsdetails bleibt unerlässlich / Neuausrichtung 
der Fernwärme jetzt am dringlichsten  
 
 
Senat und Vattenfall haben sich heute darauf verständigt, dass die Stadt Hamburg die 
fehlenden 74,9 % am Stromnetz und an der Fernwärmeversorgung erwirbt. Die Stadt 
verbessert damit ihre Chancen im laufenden Verfahren um die Stromkonzession, die für 
2019 geplante Übernahme der Fernwärmeversorgung zu 100 % in die Öffentliche 
Hand entspricht im Grundsatz dem Volksentscheid vom 22.09.2013.  
 
Wichtig bleibt nach Einschätzung von UNSER HAMBURG – UNSER NETZ die Prüfung 
der Vertragsdetails und eine öffentliche Debatte dazu in der Bürgerschaft. Vor allem die 
Kaufpreisfindung für die Fernwärme und die Details zum Ersatz bzw. Weiterbetrieb des 
alten Kraftwerkes Wedel sind dabei entscheidend. Bei der Fernwärme findet die 
endgültige Übernahme durch die Stadt erst zum 01.01.2019 statt, die klimapolitischen 
Weichenstellungen stehen aber jetzt an. 
 
„Die Umsetzung des Volksentscheides kommt gut voran. Für uns ist entscheidend, dass 
die Stadt durch die Verträge mit Vattenfall auch den energiepolitischen 
Gestaltungsspielraum bekommt, den wir mit dem Volksentscheid erreichen wollen. 
Deswegen darf der Eigentumsübergang der Fernwärme erst in fünf Jahren nicht dazu 
führen, das diese Zeit ungenutzt verstreicht“, so Manfred Braasch für die bisherigen 
Vertrauenspersonen von UNSER HAMBURG – UNSER NETZ. 
 
Dringlich wird daher ein Wärmekonzept für die Hamburger Fernwärmeversorgung. Die 
Vorlage eines solchen Konzeptes war bereits vor mehr als zwei Jahren durch die 
Bürgerschaft beauftragt worden, liegt aber weiterhin nicht vor. Wichtig sei jetzt ein 
energiepolitischer Aufbruch in Hamburg. Die Hansestadt kann nun aufzeigen, wie die 
Energiewende konkret umgesetzt wird. Konsequentes Lastmanagement, der Ausbau 
intelligenter Netze, dezentrale Erzeugung und eine verstärkte Kooperation zum Beispiel 
mit dem „Windland“ Schleswig-Holstein sind dabei wichtige Eckpunkte.  
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Zur Umsetzung und Ausgestaltung des Volksentscheides gehört auch die Frage der 
demokratischen Kontrolle. Es bedarf jetzt einer umfassenden Diskussion, wie eine 
demokratische Kontrolle über das bisher übliche Maß in einem öffentlichen 
Unternehmen umgesetzt werden kann. Fraktionschef Andreas Dressel hat bereits in der 
Sitzung des Umwelt- und Haushaltstausschusses am 08. Januar 2014 signalisiert, dass 
die SPD dass Thema aufgreifen wird.  
 
Für Rückfragen: Wiebke Hansen, T: 040 – 600 387-17  
 
 


